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Rechtssatz 

Nach § 23 Abs. 3 lit. i Krnt BauO 1996 können Einwendungen der Nachbarn auch auf Bestimmungen über den 
Immissionsschutz der Anrainer gestützt werden. Die Anforderungen des "Schallschutzes" in § 26 leg. cit. ist 
daher als eine Anforderung anzusehen, die nicht nur das zu errichtende Bauwerk und seine (künftigen) 
Bewohner bzw. die Benützer des Baugrundstückes betrifft, sondern muss auch als eine die Anrainer schützende 
Anforderung gesehen werden, auch wenn die Flächenwidmung (hier: Bauland-Dorfgebiet) den Nachbarn keinen 
Anspruch darauf einräumt, dass ein bestimmter Schallpegel nicht überschritten werde. Dem Nachbarn kommt 
daher ein Mitspracherecht hinsichtlich der bei Benützung des gegenständlichen Bauvorhabens der Bauwerberin 
zu erwartenden Lärmimmissionen zu (Hinweis E vom 23. November 2011, 2008/05/0111). 


